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¸ĥŜń éąíĸíĴ dĥĞąĿĥĴſ 

Bei der Digitalisierung seiner Verwaltung hängt Deutschland hinterher. Im Digital Economy and Society Index 

der EU, aber auch in anderen Rankings, belegt Deutschland seit Jahren hintere Plätze1. Was anfänglich ggf. le-

éąýėąãĂ Õėĸ ƔĸĿÕĿąĸĿąĸãĂí wíąĞėąãĂĔíąĿƕ angesehen wurde, ist zwischenzeitlich zu einer veritablen Herausforderung 

geworden. Maßstäbe setzten nicht nur andere Staaten. Vor allem die Nutzererfahrung im privatwirtschaftlichen 

Bereich unterscheidet sich zunehmend von der im öffentlichen Sektor. Schließlich führt die Corona-Krise allen 

vor Augen, wie groß die strukturellen Defizite sind und wie sehr die Handlungs- und Zukunftsfähigkeit unseres 

Landes von der Digitalisierung und Modernisierung der öffentlichen Hand abhängen.   

In den letzten Jahren hat in der Politik das Problembewusstsein zugenommen. Das zum Ende der letzten Legis-

laturperiode verabschiedete Onlinezugangsgesetz (OZG) verpflichtet Bund, Länder und Gemeinden, bis Ende des 

ZÕĂĴíĸ ǓǑǓǓ ƔąĂĴí ·íĴŐÕėĿńĞýĸėíąĸĿńĞýíĞ ÕńãĂ íėíĔĿĴĥĞąĸãĂ ňâíĴ ·íĴŐÕėĿńĞýĸıĥĴĿÕėí ÕĞŜńâąíĿíĞƕ ńĞé éąíĸí Ɣmit-

íąĞÕĞéíĴ Ŝń íąĞíĝ wĥĴĿÕėŏíĴâńĞé Ŝń ŏíĴĔĞňıøíĞƕŶ 0ąĸ ǓǑǓǔ ĝńĸĸ éąíĸ øňĴ éąí ŐąãĂĿąýĸĿíĞ ^íąĸĿńĞýíĞ ĸĥýÕĴ íńĴĥǌ

paweit geschehen (Single Digital Gateway Verordnung der EU). Zuletzt hat der Bund zusätzliche 3 Mrd. Euro für 

die Umsetzung des OZG bereitgestellt.  

Die Voraussetzungen, bis zum Ende der OZG-Umsetzungsfrist spürbare Erfolge bei der Verwaltungsdigitalisie-

rung zu erzielen, sind besser als jemals zuvor. Entsprechend hoch sind die Erwartungen. Trotz großer Motivation 

und hohen Engagements der Beteiligten ist der Erfolg aber nach wie vor ungewiss. Viele der eingeleiteten Maß-

nahmen hat der NKR in den letzten Jahren wiederholt eingefordert und detailliert beschrieben2. Es ist ihm des-

halb ein wichtiges Anliegen, die Umsetzung eng zu begleiten und den Umsetzungsstand regelmäßig zu bewerten. 

Der Monitor Digitale Verwaltung fasst diese Beobachtungen zusammen und wird regelmäßig aktualisiert. 

 

·ĥĞ éíĴ ĞÙãĂĸĿíĞ \Ĵąĸí íąĞýíĂĥėĿ 

Deutschland tut sich schwer, die Digitalisierung im öffentlichen Sektor voranzutreiben. Schon die Flüchtlings-

krise hatte die Dringlichkeit aufgezeigt. Noch schonungsloser deckt aber die aktuelle Krise auf, wieviel Nachhol-

bedarf tatsächlich noch besteht. Deutschland ąĸĿ ƔĝňĿíĞéƕ ǎ müde und wütend, sowohl mit Blick auf die Krisen-

bewältigung als auch auf die Langsamkeit des Struktur- und Kulturwandels im öffentlichen Sektor. Das zehrt am 

Selbstbild und am Vertrauen in Staat und Politik. Angesichts der doppelten Systemrelevanz, die eine moderne, 

digitale Verwaltung für Krisenbewältigung und Politikvertrauen hat, stellt sich die Frage, was strategisch getan 

werden muss, um die Modernisierungsfähigkeit der öffentlichen Hand substantiell zu stärken. Deutschland sucht 

nicht nur seinen Impfpass, sondern auch nach Ansätzen, wie es Abläufe vereinfachen und Entwicklungen be-

schleunigen kann. Die OZG-Umsetzung könnte einen Beitrag leisten, kämpft aber selbst mit den eigenen Kom-

plexitätsproblemen. 

  

Abb. 1a3Ź FĴÕýí ǓǑǓǑŹ ƔWenn Sie an den Stand der Digi-
talisierung in Deutschland denken: Wie ist es im staatli-
chen Bereich, z.B. bei Ämtern, Behörden oder generell 

ąĝ ĩøøíĞĿėąãĂíĞ 7ąíĞĸĿſƕ 

Abb. 1b: FĴÕýí ǓǑǓǑŹ Ɣ¸ĥ ąĞ ŐíėãĂíĝ 0íĴíąãĂ ĂÕĿ éąí 
Corona-Krise vor allem Nachholbedarf bei der Digitali-

sierung aufgezeigt? 

                                              

1 Eine Darstellung der einschlägigen Indizes und E-Government-Rankings findet sich auf Seite 20f. dieses Dokuments. 
2 Eine Übersicht der Veröffentlichungen des NKR findet sich auf Seite 22 dieses Dokuments. 
3 Eigene Darstellung NKR, Daten aus European Center for Digital Competitiveness 2021, Digitalreport 2021, Berlin, S. 13 und 17.  
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7íńĿĸãĂėÕĞé ĝńĸĸ íąĞøÕãĂíĴ ŐíĴéíĞ 

Die Pandemie hat das Land noch immer fest im Griff. Zwar sind Erleichterungen 

absehbar, doch noch herrscht Krisenstimmung. Ein ungutes Gefühl hat sich einge-

stellt. Von Infektionswelle zu Infektionswelle schwand das Vertrauen, dass Staat 

und Verwaltung in der Lage sind, schnell, konsequent, nachvollziehbar und prag-

matisch zu handeln. Dabei arbeiten viele im öffentlichen Dienst am Limit und be-

mühen sich redlich, Bürgern und Unternehmen durch die Krise zu helfen. Das En-

gagement ist da. Doch müssen wir in aller Demut feststellen, dass das Ergebnis 

trotz des immensen Ressourceneinsatzes oft hinter den Erwartungen zurückbleibt.  

Deutschland ist unzufrieden mit sich selbst. Unzufrieden mit einer mangelnden 

strategischen Weitsicht, mit komplizierten Abstimmungs- und Entscheidungs-

strukturen, mit aufwändigen Lösungen und bürokratischen Abläufen ǎ allen voran, 

mit der fehlenden Digitalisierung in Verwaltung, Bildungs- und Gesundheitswesen. 

Das Selbstbild eines gut organisierten und gut regierten Landes hat sichtbare Risse 

bekommen. In der Krise wird éíńĿėąãĂŵ ŐÕĸ ÕńãĂ ąĞ ƔĞĥĴĝÕėíĞƕ ÄíąĿíĞ ąĝĝíĴ ĩøĿíĴ 

Sorgen bereitet: Deutschland ist, denkt und handelt zu kompliziert.  

Wer komplizierte Herausforderungen mit komplizierten Strukturen und einer kom-

plizierten Rechtslage lösen möchte, kommt schnell an seine Grenzen ǎ so engagiert 

er oder sie auch sein mögen. Deutschland steckt ǎ in der Pandemiebekämpfung 

genauso wie bei der Verwaltungsdigitalisierung ǎ in einer Komplexitätsfalle. Da 

hilft auch kein Aufbauteam aus Estland. Das nötige technische und fachliche Know-

How existiert auch hierzulande; motiviertes Personal sowieso. Was schmerzt und 

woran auch Entwicklungshelfer aus Estland schnell verzweifeln würden, sind die 

komplizierten Abstimmungsmechanismen und aufwändigen Kooperationskon-

strukte zwischen Bund, Ländern und Kommunen. Diese Komplexität aufzulösen, 

muss das langfristige Ziel einer Digitalisierungs- und Modernisierungsstrategie 

sein.  

Dabei sollte jedoch das Kind nicht mit dem Bade ausgeschüttet werden. Vereinheitlichung, Zentralisierung und 

Konsolidierung können an der richtigen Stelle und der richtigen Dosierung helfen, die Dinge zu vereinfachen. 

Eine nachhaltige Lösung sind sie aber nur dann, wenn Eigenverantwortung, Einfallsreichtum und Wettbewerb 

nicht auf der Strecke bleiben. Beispiel Kontaktnachverfolgung: Während der Ruf nach 

einem einheitlichen und flächendeckenden Einsatz der Software SORMAS verständ-

lich ist, ist es genauso auch der Hinweis, dass viele Gesundheitsämter bereits gut funk-

tionierende Systeme zur Kontaktnachverfolgung haben und es vielmehr auf die Ein-

heitlichkeit der Schnittstellen und Datenstandards ankommt. Gleiches zeigt sich bei 

der Diskussion um die Luca-App. Die Politik wünscht sich der Einfachheit halber eine 

einheitliche Lösung und nimmt in Kauf, dass damit gleichwertigen Lösungen der 

Marktzugang erschwert und innovationsfödernder Wettbewerb eingeschränkt wird. 

Die Alternative bestünde in der einheitlichen und verbindlichen Definition von Schnitt-

stellen und Austauschformaten, die Vielfalt erlauben, ohne im Chaos zu versinken (vgl. 

IRIS-Gateway des Innovationsverbundes Öffentliche Gesundheit). 

Standards sind der Schlüssel zur Komplexitätsreduktion. Sie geben Orientierung und 

senken Transaktionskosten. Damit Standardisierung funktioniert, muss sie zügig erfol-

gen und verbindlich sein. Nötig sind schlanke Standardfestsetzungsstrukturen sowie 

die konsequente Einbindung von Praktikern in die Erstellung und Anwendung. Wir 

brauchen eine Standardisierungsplattform, die ǎ gerade im OZG-Kontext ǎ alle Stan-

dardisierungsbemühungen bündelt und auf ein industrielles Niveau hebt. Die Deut-

sche Industrienorm DIN kann Vorbild sein. Denn im Industriebereich ist Deutschland 

Standardisierungsweltmeister.   

Deutschland ist unzu-

frieden mit sich selbst, 

mit komplizierten Ab-

stimmungs- und Ent-

scheidungsstrukturen, 

mit aufwändigen Lö-

sungen und bürokra-
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der Krise wird deut-
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GíĸÕĝĿâíĿĴÕãĂĿńĞý ńĞé \íĴĞâĥĿĸãĂÕøĿíĞ ǎ dĥĞąĿĥĴ ƛǖ 

1. Außer Spesen, noch nicht viel gewesen. Die OZG-Umsetzung wechselt von der Aufwärmphase in 

die Leistungsphase. Jetzt wird sich zeigen, ob sich der gewählte Ansatz bewährt und wie schnell 

in der Fläche skaliert werden kann. Der Erfolg des OZG ist weiterhin ungewiss. 

Anzuerkennen ist: In keiner Legislaturperiode ist so viel zur Digitalisierung der 

Verwaltung unternommen worden, wie in dieser. Das OZG hat eine erhebliche 

Dynamik ausgelöst. Der Wille und die Bereitschaft, Verwaltungsleistungen zu 

digitalisieren, ist mit wenigen Ausnahmen überall vorhanden. Trotzdem drängt 

es immer mehr ins Bewusstsein, dass die Dynamik nicht reichen wird, um die 

OZG-Zielsetzung der flächendeckenden Digitalisierung von 575 Verwaltungs-

leistungen bis Ende 2022 zu erreichen. Zwar gehen erste Onlinelösungen an den 

Start, die großen Stückzahlen und vor allem die flächendeckende Umsetzung 

stehen aber weiterhin aus. Bisher sind 71 Leistungen aus dem OZG-Programm 

online. Davon sind 14 Leistungen des Bundes flächendeckend verfügbar. 

Vier Jahre nach Verabschiedung des OZG zeigt sich, dass der Großteil der bisher 

erreichten Umsetzungs-Meilensteine vor allem Ergebnisse bei der Fortentwick-

lung der Programmstrukturen und der Schaffung weiterer Verfahrensgrundla-

gen umfasst. Zuletzt haben die Abstimmungen zur Verwendung der Konjunk-

turpaketsmittel, zum OZG-Dachabkommen und den zugehörigen Einzelvere-

einbarungen Kraft gekostet. Gleiches gilt für die Feinjustierung der Konzepte 

von Portalverbund, Unternehmenskonto und eID oder der Einer-für-Alle-Leis-

tungen (EfA) sowie für aufwändige Grundlagenbeschlüsse wie dem Registermo-

dernisierungsgesetz. Der Aufbau leistungsfähiger Governance-Strukturen ist 

wichtig. Wie groß der Koordinierungsaufwand aber tatsächlich ist und wieviel 

Zeit und Kraft der begleitende Struktur- und Kulturwandel wirklich kosten, ist 

massiv unterschätzt worden.  

Trotz der sich ausbreitenden Skepsis besteht weiterhin die Hoffnung, dass 2021 

den Wechsel von der Aufwärm- in die Leistungsphase der OZG-Umsetzung 

markiert. Der Bund hat angekündigt, die 115 Bundesleistungen bis Ende des Jahres digitalisiert zu haben. 

Föderal sollen in diesem Jahr über 200 EfA-Leistungen zur Nachnutzung zur Verfügung stehen. In welchem 

Maße und bis wann diese dann flächendeckend eingesetzt werden, ist noch unklar. Es ist allen Beteiligten zu 

wünschen, dass sich die Investitionen in die rechtlichen und organisatorischen Grundlagen gelohnt haben 

und jetzt der Umsetzungsturbo gezündet werden kann. Wenn sich die geschaffenen Strukturen längerfristig 

als so leistungsfähig herausstellen, dass jetzt Jahr für Jahr zunehmend mehr Leistungen zur Verfügung stehen, 

wäre das OZG auch dann ein Erfolg, wenn die formale OZG-Frist nicht mehr eingehalten werden kann. 

Den Beweis der Flächendeckung und Skalierungsfähigkeit muss die derzeitige OZG-Governance-Struktur 

aber noch erbringen (vgl. Abb. 2). Wie schnell das Abarbeiten des OZG-Leistungskatalogs erfolgen wird, hängt 

jetzt vor allem von der Ressourcenlage und den Umsetzungsstrukturen in den Entwicklungsgemeinschaften 

und vor Ort ab. Hier ist von Engpässen und damit auch von Projektrisiken auszugehen. Obwohl viele Infor-

mationen zum OZG zur Verfügung gestellt werden, stehen die Kommunen weiterhin vor der Herausforde-

rung, ob und wie sie EfA-Lösungen nutzen können. Zu welchen Konditionen können Lösungen übernommen 

werden und welche Individualisierungsmöglichkeiten bestehen, um trotz der Einheitlichkeit einer EfA-Lö-

sung den verbleibenden lokalen Unterschieden gerecht zu werden? Es bleibt kompliziert. Zunehmend sind 

Stimmen zu hören, die vor einer koordinativen Überforderung warnen und nach Vereinfachungen rufen. Zu-

letzt appellierten die KGSt und einzelne Kommunalvertreter, Verwaltungsleistungen, die im Auftrag des Bun-

des bzw. als s.g. übertragene Aufgaben erbracht werden, gar nicht mehr dezentral verantworten und digitali-

sieren zu müssen, sondern dafür zentrale Lösungen zu schaffen (vgl. ƔDresdner Forderungenƕ). Dieser Appell 

für eine sinnvolle Weiterentwicklung der föderalen Aufgabenverteilung ist bemerkenswert. Angesichts der 

Herausforderungen im öffentlichen Sektor ǎ nicht nur bei der Digitalisierung ǎ aber auch dringend 

erforderlich.  
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2. Trotz positiver Entwicklungen ist die Nachhaltigkeit der gegenwärtigen OZG-Strategie fraglich. 

Die deutsche Verwaltungsdigitalisierung muss schnellstmöglich in Richtung industrieller Pro-

duktionsmuster weiterentwickelt werden. Dafür braucht es zusätzliche Strategiekapazitäten. 

Die OZG-Frist ist absehbar nicht zu halten. Die gegenwärtigen Governance-Strukturen erzeugen erhebliche 

Orientierungs- und Koordinierungsaufwände. Hinzu kommt die Skepsis, ob das eher planwirtschaftlich aus-

gerichtete EfA-Prinzip zu bedarfsgerechten, dauerhaft innovativen und wirtschaftlich angemessenen Lösun-

gen führt. Somit stellt sich trotz der im Grundsatz positiven Entwicklungen der letzten Jahre die Frage, wie 

nachhaltig die derzeitige OZG-Strategie ist. Zumal viele OZG-Leistungen zunächst ǎ bis die Registermoder-

nisierung ihre Wirkung entfaltet ǎ nur den Reifegrad 3 erreichen können (Nachweise als Scan) und schon jetzt 

ein erheblicher Weiterentwicklungsbedarf erkennbar ist. Außerdem beschreibt auch Reifegrad 4 (Registerab-

fragen statt Scan-Nachweise) noch nicht das Ende der Entwicklung. Diese wird in Zukunft noch viel stärker 

in Richtung antragsloser, individualisierter und automatisierter Leistungserbringung gehen.  

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, all jene Bemühungen zu stärken, die Transaktionskosten und Koordi-

nierungsaufwände senken, die Schnelligkeit von Softwareentwicklungen erhöhen, ihre Nachnutzung verein-

fachen und gleichzeitig Innovationskraft und Wettbewerb aufrechterhalten. Nach Auffassung des NKR erfor-

dert dies noch mehr strategische Aufmerksamkeit für Fragen der Standardisierung und des Architekturma-

nagments, der Bereitstellung von Plattformen und Verbindungsmechanismen (Middleware) sowie für die ver-

einfachte Beschaffung bzw. die Nachnutzung standardisierter Lösungen. Das deutsche Gesamtsystem Ver-

waltungsdigitalisierung muss schnellstmöglich in Richtung industrieller Produktionsmuster weiterentwickelt 

werden. Sonst bleibt die OZG-Umsetzung ǎ bei ehrlicher Wertschätzung für Einsatz und Motivation aller 

Beteiligten ǎ auf Dauer eine Bastelwerkstatt und wird nur schwerlich mit den Entwicklungen des Privatsek-

tors und anderer Staaten mithalten können.  

Dabei kommt den Orientierung gebenden, Transaktionskosten senkenden und Skalierung fördernden Eigen-

schaften von Plattformen besondere Bedeutung zu. Diskussionswürdig ist einerseits eine Informations- und 

Beschaffungsplattform, die es Softwareproduzenten und IT-Anbietern jeglicher Art erleichtert, standardi-

sierte, hochkompatible Lösungen zu entwickeln und den verschiedenen Verwaltungen aller Ebenen auf ein-

fache Weise anzubieten (vgl. Abb. 4 u. 5 sowie fortiss 2021: Verwaltung.Digitalisierung.Plattform). Anderer-

seits bieten Betriebsplattformen, wie sie verschiedene Bundesländer gerade entwi-

ckeln bzw. schon bereithalten, die Grundlage, um Onlineleistungen auf Basis modul-

arisierter Basis- und parametrisierbarer Fachanwendungen anzubieten und schnell 

in angeschlossene Verwaltungen auszurollen. In die gleiche Richtung weisen Micro-

service-Ansätze und Low-Code-Plattformen, die es einzelnen Verwaltungen ermög-

lichen, sofort lauffähige Onlineleistungen auf Basis vorgefertigter Bausteine mit ver-

hältnismäßig geringem Aufwand selbst zu gestalten.  

Teil einer verstärkten Strategiearbeit sollte es daher sein, diese Plattformansätze 

systematisch voranzutreiben und in eine Gesamtarchitektur einzubetten. Die Ein-

richtung des föderalen Architekturboards und die Absicht, ein mehrschichtiges 

Plattformsystem zu entwickeln, sind wichtige Schritte. Gleichwohl sind die Steue-

rungs- und Arbeitsgremien des OZG, allen voran der IT-Planungsrat, stark mit 

akuten operativen Fragestellungen ausgelastet. Wichtige Dinge tendieren dazu, hin-

ter dringlichen Dingen zurückstecken zu müssen. In Ermangelung einer ausreichend 

ausgestatteten FITKO als der operativen Arbeitseinheit des IT-Planungsrates, hängt 

die Klärung wichtiger Grundsatzfragen noch zu sehr von den Vorarbeiten und der 

zufälligen Ressourcenausstattung einzelner Länder ab. Arbeits- und Strategiefähig-

keit gehen jedoch Hand in Hand. Während der Bund über die Einrichtung eines Di-

gitalministeriums nachdenkt, wäre es aus Sicht des NKR gewinnbringender, in eine 

Digitalisierungsagentur zu investieren, die ihren Namen verdient. In Hochrechnung 

der Mitarbeiterzahlen vergleichbarer Einrichtungen anderer Länder müsste eine 

deutsche Digitalisierungsagentur viele hunderte Mitarbeiter beschäftigen. Die ver-

teilten Mitarbeiterressourcen in Bund, Ländern und Kommunen sind dafür kein Er-

satz und können nicht jene Schlagkraft aufbringen, die mit der Bündelung selbst nur 

eines Bruchteils dieser Ressourcen einherginge.  
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3. Nutzerfreundlichkeit und Effizienzgewinne lassen sich nur durch ein modernes Datenmanage-

ment erreichen. Registermodernisierung und Co. sind in Bedeutung und Dimension mit dem OZG 

vergleichbar. Die Umsetzung muss energischer vorangetrieben werden. 

Jenseits der formellen Anforderungen hängt der materielle Erfolg des OZG von zwei Faktoren ab: Der Akzep-

tanz durch die Nutzer und der Aufwandsentlastung für die öffentliche Hand. Nutzerfreundlich und effizient 

sind Onlineleistungen dann, wenn die notwendigen Daten nicht immer wieder händisch eingegeben und 

Nachweise rausgesucht und in Papierform oder als Scan verarbeitet werden müssen. Aus diesem Grund be-

inhaltet Reifegrad 4 der OZG-Umsetzung die Verwirklichung des Once-Only-Prinzips. Nutzerdaten und 

Nachweise sollen mit Zustimmung des Antragstellers durch Registerabfragen ersetzt werden. Auch zukünf-

tige Automatisierungspotentiale lassen sich nur mit einem vernünftigen Datenmanagement erschließen. Das 

zu ermöglichen, ist leichter gesagt, als getan. In der Breite der Verwaltungslandschaft sind weder Register, 

Onlineantragsverfahren noch Fachverfahren derzeit in der Lage, das Once-Only-Prinzip tatsächlich umzuset-

zen. Dies gilt ebenso für den separaten Bereich der Statistik, insbesondere den Zensus. Erforderlich ist zu-

nächst die Ertüchtigung des öffentlichen Datenmanagements. Kern ist die Registermodernisierung. Hinzu 

kommt die Notwendigkeit der Datenfeldstandardisierung und Rechtsanpassung. 

Während die OZG-Umsetzung bereits ins vierte Jahr geht, steht die Registermodernisierung noch ganz am 

Anfang. Als Erfolg darf gelten, dass vor Ablauf der Legislaturperiode zwei Gesetze auf den Weg gebracht 

worden sind, die in ihrer Bedeutung und Dimension an das OZG heranreichen. Das Registermodernisierungs-

gesetz wie auch das Unternehmensbasisregistergesetz bilden erste rechtliche Grundlagen für die Nutzbarma-

chung von Registerdaten. Beide Gesetze enthalten Konfliktpotential und offene Fragen, die die Geset-

zesumsetzung zu einer Herausforderung machen. Hinzu treten weitere laufende oder noch ausstehende Re-

gisterprojekte und Rechtsänderungen (AZR, Zensus, Bildung, Gebäude). Die erforderliche Gesamtkoordinie-

rung der Einzelprojekte ist allerdings noch unterentwickelt. Angesichts der Bedeutung und Größe der Auf-

gabe bedarf es zur erfolgreichen Umsetzung ähnlicher Programmstrukturen, Personalressourcen und politi-

scher Aufmerksamkeit wie für das OZG selbst.  

Um das volle Potential der Registermodernisierung zu heben, sind zudem flankierende Anstrengungen auf 

dem Gebiet der Standardisierung und Rechtsanpassung nötig. Um Registerdaten nutzen zu können, müssen 

diese inhaltlich und technisch zu dem passen, was digitale Verwaltungsverfahren als Input verlangen. Dies 

beruht auf rechtlichen Vorgaben und fachlichen Definitionen, die ǎ wie z.B. beim Einkommensbegriff ǎ bisher 

über Rechtsbereiche hinweg nur unzureichend harmonisiert und auf die verfüg-

bare Datenbasis abgestimmt worden sind. In der Folge können Registerdaten 

vielleicht technisch erschlossen und sogar Personen und Unternehmen eindeutig 

zugeordnet werden. Ob sie auch inhaltlich geeignet sind, den bisherigen Papier-

nachweis zu ersetzen, ist nicht ohne weitere gegeben. Erforderlich ist ein Mat-

ching der Datenbestände über die Datenfelder der Onlineverfahren bis hin zu den 

rechtlichen Definitionen der zu Grunde liegenden Gesetze.  

0íĞĩĿąýĿ ŐąĴé íąĞ ƔMetadaten-Repositoryƕŵ eine Übersicht, die aufzeigt, in wel-

chen Registern, welche Daten, in welcher Weise vorliegen und abgerufen werden 

können. Grundlage könnte die Verwaltungsdateninformationsplattform des Sta-

tistischen Bundesamtes sein. Ein weiteres Hilfsmittel ist das Föderale Informati-

onsmanagement (FIM). Mit Hilfe der FIM-BausĿíąĞí ƔFOd-Prozesseƕ und ƔFIM-

Formulareƕ kann der Matchingprozess zwischen Verfahrensanforderungen und 

Datenbeständen erleichtert werden. Dafür muss FIM in Kombination mit der 

technischen Datenfeld-Standardisierung (XÖV) der Koordinierungsstelle IT-

Standards (KoSIT) spürbar vorangetrieben und zum festen Bestandteil jeder Ver-

fahrens- und Gesetzesmodellierung werden. Insbesondere der geplante Digital-

tauglichkeitscheck für Gesetze muss die Frage des Datenmatchings und der Re-

gisterabfrage als Schwerpunkt haben.  

Der NKR wird in Kürze ein Gutachten zur Harmonisierung bzw. standardisierten 

Modularisierung des Einkommensbegriffs veröffentlichen und weitere Empfeh-

lungen für eine höhere Digitalisierungstauglichkeit des Rechts vorlegen. 

Die erforderliche Ge-

samtkoordinierung 
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sierung ist noch un-

terentwickeln. Ange-

sichts der Bedeutung 

der Aufgabe bedarf es 

zur erfolgreichen Um-
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https://fimportal.de/
https://www.xoev.de/
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Abb. 2: Viel Digitalisierungsverantwortliche und komplexe Umsetzungsstrukturen - Funktioniert das? (Stand 1.5.2021) 


